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Streit um die Unternehmenssteuer
Bürgerlichewollen Firmen rasch entlasten, Rot-Grünwehrt sichmassiv. Beide argumentieren auchmit Corona.

Mathias Küng

2019 konnte es sich der Aargau
nicht leisten, den Gewinn-
steuersatz fürFirmenzusenken.
So liegt er mit 18,6 Prozent ak-
tuell andrittletzter Stellebeiden
Kantonen (vgl. Box). Jetzt, wo
die Aargauer Kantonsfinanzen
als saniert gelten, drängen SVP,
FDPundCVPauf eine dringen-
de Gewinnsteuersenkung. Die
Regierung hat daraufhin eine
solcheVorlage für eineüberdrei
Jahre gestaffelte Senkung auf
15,1 Prozent für Gewinne ab
250000 Franken in eine Ver-
nehmlassung gegeben.

SVP,FDP,Wirtschaft:
SenkungaufeinenSchlag
Die Antworten liegen jetzt vor.
Bei SVP, FDP, Aargauischer In-
dustrie- und Handelskammer
(AIHK) sowie beim Aargaui-
schen Gewerbeverband (AGV)
tönt es gleich: Sie begrüssendie
vorgeschlagene Senkung auf
15,1Prozent, lehneneinegestaf-
felte Umsetzung aber ab. Die
Senkung soll per 1.1.2022 kom-
men, mit der ebenfalls von den
Bürgerlichen verlangten Erhö-
hung des Pauschalabzugs für
Versicherungsprämien.DieSVP
begründet die Forderung so:
«DerSteuerbelastungsvergleich
stellt daswichtigste strategische
Standortkriterium für gewinn-
starke Unternehmen dar.» Mit
der Senkung könne der Rück-
stand auf die steuergünstigen
Kantone immerhin etwa hal-
biert werden.

AIHKundAGVbetonenmit
Blick auf den schweizerischen
Durchschnitt von 14,4 Prozent
gar, eineweitereSenkungwerde

nötig sein. Dabei könnten auch
die kleinstenUnternehmenmit
weniger als 250000 Franken
Gewinn profitieren, so der Ge-
werbeverband.

Corona spielt als Argument
eine wichtige Rolle. Die FDP
etwa schreibt: «Die einheimi-
schen Unternehmen sind von
der Coronapandemie stark be-
troffen. Der Kanton muss des-
halbdie steuerlichenBedingun-
genverbessern.Dieswirktnach-
haltiger als subventionsähnliche
Unterstützungen.»

CVPfürgestaffelteSenkung,
GLPstelltBedingung
Etwas zurückhaltender ist die
CVP,diePartei vonFinanzdirek-
tor Markus Dieth. Natürlich
unterstützt sie die Senkung auf
15,1 Prozent, ist aber mit einer
zeitlichen Staffelung bis 2024
einverstanden, mit Beginn

2022. Staffeln will die CVP, da-
mit die gesamtenSteuerausfälle
für denKanton (rund90Millio-
nen) und die Gemeinden (rund
42 Millionen) nicht gleich alle
auf einmal eintreffen.Praktisch
gleich wie die CVP sieht es die
EDU: Senkung ja, gestaffelte
Umsetzung ja, ab 2022.

AndersdieGLP. Siebegrüsst
die Senkung. Sie soll aber nicht
bereits 2022erfolgen«undnur,
wenn die Erhöhung der Pau-
schalabzüge saldoneutral einge-
führt wird», fordert sie.

Die EVP dagegen lehnt die
Senkung ab. Sie stellt etliche
Fragen, etwa: «Für einige Ge-
meinden ist dochmit einermas-
siven Reduktion der Steuerein-
nahmen zu rechnen.Wie sollen
diese geschlossen werden? Ist
nicht davon auszugehen, dass
dann die Steuern für natürliche
Personen erhöht werden?»

Differenziert antwortetedieGe-
meindeammänner-Vereinigung
schon im Juli. Das Anliegen der
Revision sei nachvollziehbar
und sinnvoll. Der Zeitpunkt sei
aber äusserst unglücklich. In
Anbetracht der unklaren Aus-
wirkungen der Covid-19-Krise
aufWirtschaft,Bevölkerung,Fi-
nanzhaushalte von Bund, Kan-
ton undGemeinden sei es nicht
opportun, über eine Vorlage zu
debattieren,diedenGemeinden
Mindereinnahmenvonmindes-
tens 42 Millionen Franken pro
Jahr bringt.

KategorischesNeinvon
SP,Grünen,ArbeitAargau
Nicht mit Frage-, sondern mit
Ausrufezeichenversehen ist das
Nein der Aargauer Grünen zur
Vorlage. Dass die drei Fraktio-
nenvonSVP,FDPundCVPmit-
ten in der Covid-19-Pandemie

eine solche per 1.1.2022 bean-
tragten, sei«zumheutigenZeit-
punkt absolut verant-
wortungslos». Abgesehen von
den hohen Steuerausfällen we-
geneiner Senkung seien zudem
die Ausfälle infolge der Pande-
mie zurzeit kaum abschätzbar.
Letztere bringe zudem hohe
Zusatzkosten (Härtefallmass-
nahmen).

VölligesUnverständnis auch
bei der SP: «Was der Regie-
rungsrat aufDruckderbürgerli-
chenParteien,derHandelskam-
merunddesGewerbebandsvor-
schlägt, ist finanzpolitischer
Selbstmord für Kanton undGe-
meinden.Die SPwirddieVorla-
ge mit allen Mitteln bekämp-
fen.» Die Kompromisslösung
von2019mithohenAbzügen für
Patente, Forschung und Ent-
wicklung (vgl. Box) ermögliche
entsprechenden Firmen eine
Gewinnsatzsenkung auf bis 11
Prozent.Das sei absolut konkur-
renzfähig. Die Abkehr von der
Kompromisslösung, kaum sei
diese in Kraft (seit 1. Januar),
komme «einem Wortbruch
gleich und ist inakzeptabel».

Sehr ähnlich tönt es bei
ArbeitAargau.DerKantonAar-
gauwerdewegenCoronaohne-
hinmassiv tiefereSteuereinnah-
men haben. Die Gewerkschaf-
ten sympathisieren mit einer
Motion zweier SP-Grossrätin-
nen. Diese verlangen – im
Gegensatz zur Senkungsvorla-
ge – eine ausserordentliche Er-
höhung der Gewinnsteuer um
drei Prozent ab 2022.Und zwar
für Gewinne über 250 000
Franken,auf fünf Jahrebefristet,
zur Deckung der zusätzlichen
Corona-Ausgaben.

Darum geht es bei der Steuervorlage
Firmensteuern Jüngst senkten
zahlreiche Kantone die Fir-
men-Gewinnsteuern markant,
umtrotzAbschaffung spezieller
Steuerregimes, die von EU und
OECD nicht mehr akzeptiert
wurden, konkurrenzfähig zu
bleiben. Der Aargau machte
nicht mit, weil er noch in der
Haushaltssanierung steckte.
SeinGewinnsteuersatz verharrt
deshalbauf 18,6Prozent. Früher
lag er damit imMittelfeld, jetzt
liegt er andrittletzter Stelle (vor
ZHundBE). ZumVergleich: SO
hatneu15,9Prozent,BL13,5,LU

12,3, ZG 12,1. Der Aargau be-
schloss aber 2019 hohe Abzüge
fürForschung,Entwicklung,Pa-
tentbox. Wer davonnicht profi-
tieren kann, zahlt indessen im
Vergleich hohe Steuern.

Um Firmenabwanderungen
zu verhindern, verlangten des-
halbSVP,FDPundCVP2020im
Parlament vom Regierungsrat
eine Vorlage für eine Gewinn-
steuersenkung. Er arbeitete die-
se aus undgab sie bis gestern in
eineVernehmlassung (Hauptar-
tikel).DemnachsollderGewinn-
steuersatzab1.1.2022zeitlichge-

staffelt auf 15,1 Prozent sinken.
Das kostet den Kanton 90, die
Gemeinden 42 Millionen Fran-
ken.DieRegierungdürftediede-
finitive Vorlage imFrühling vor-
legen. Es ist klar absehbar, dass
die bürgerliche Mehrheit die
Senkungbeschliesst.DieVorlage
bringtaucheinendeutlichhöhe-
ren steuerlichen Pauschalabzug
fürVersicherungsprämien(Kran-
kenkasse). Gegen die Vorlage
wirdvonlinksdasBehördenrefe-
rendum erwartet. Dann hat das
Volk im Februar oder Mai 2022
das letzteWort. (mku)
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